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Wann geht der Folterminister?

Coesfeld -
das ist die ganze Bundeswehr

Die Folter wird - ungeachtet der Unantast-
barkeit der Menschenwürde, die Artikel 1
des Grundgesetzes vorschreibt -, wieder
enttabuiert. In der Zivilgesellschaft, wie der
gegenwärtige Prozess in Frankfurt/M.
noch zögernd offen legt. Vor allem in der
Militärgesellschaft, und zwar in einer Zeit,
da Interventionseinsätze und Angriffskrie-
ge auf die Tagesordnung gesetzt wurden.
Wer nicht mehr nur verteidigen will, son-
dern „Rohstoffquellen und Handelswege“
(Verteidigungspolitische Richtlinien) er-
obern will, muss auch die Folter als Waf-
fe einset- zen. Und die Bun-

deswehr setzt sie ein.
Stets wurden verbotene oder doch um-

strittene Waffen und Kampfformen des
Militärs erprobt, indem sie als Waffen und
Kampfformen ausgegeben wurden, die der
Feind einsetzt - worauf sich das deutsche
Militär einzustellen habe. Das war bei den
Atomkriegsübungen und Giftwaffen-
manövern so, und das ist jetzt wieder bei

der Folter dasselbe. Es wurde gesagt, wir
müssen uns drauf einstellen, - und von
der Abwehr zum eigenen Ersteinsatz ist
es dann nur ein kleiner Schritt. „Es wäre
... unklug, sie (die Bundeswehrsoldaten)
nicht für die brutalen kleinen Kriege ge-
gen die kleinen bösen Männer auszubil-
den. Deutschland wird um eine Beteiligung
an diesen Kriegen gebeten werden ... Ist

die Bundeswehr bereit und legitimiert, die-
ser Bedrohung notfalls auch mit brutaler
Gewalt zu begegnen? Nicht immer wird
man die Schmutzarbeit den Partnerlän-
dern überlassen können.“ Diesen nack-
ten Rassismus schrieb der Ausbildungs-
experte Oberstleutnant Reinhard Herden

Fortsetzung auf Seite 2

Hände weg von den Renten!

Das Jahr 2004 war
für den arbeitenden
Menschen und vor
allem für die Rent-
ner kein gutes Jahr.
Die Rentner beka-

men keinen Euro Rentenerhöhung. Sie
mußten aber viel mehr für die Lebens-
haltung ausgeben. Allein im Gesund-
heitswesen gab es deutlich höhere Aus-
gaben: 10 Euro pro Quartal beim Arzt-
besuch, 5 bis 10 Euro bei Medikamen-
ten in den Apotheken. Also: das Leben
wurde teurer, aber mehr Geld stand nicht
zur Verfügung.

Im nächsten Jahr wird’s noch „toller“.
Für die Rentner soll es wieder keinen
Euro Rentenerhöhung geben. Dabei
kann man jetzt schon davon ausgehen,
daß die Lebenshaltung weiter steigen
werden. Gleichzeitig werden die Beiträ-
ge zur Krankenkasse steigen, und auch
der Weg zum Zahnarzt kostet mehr. Bei
all diesen Maßnahmen sind die Rentner
voll betroffen.

Aber nicht nur das. Jetzt wird auch
schon offen über eine allgemeine Renten-
kürzung gesprochen. Das ist der Höhe-
punkt der Frechheit. Begründet wird dies
mit der Behauptung, es sei kein Geld
vorhanden und jeder müsse „Opfer“ brin-
gen. Stolz wird dann beispielsweise be-
richtet, daß einige Minister mit gutem
Beispiel vorangingen. Auch Topmanager
der Industrie und Banken hätten eine
solche Absicht geäußert.

Bei ihren Gehältern können sie sich
das leisten. Die Rentner würden kein
Wort verlieren, wenn auch nur annähernd
über das Einkommen verfügten, was die-
se Leute erhalten. Selbst ohne Gehalts-
erhöhung bräuchten sie nicht die gering-
ste Einschränkung ihres Lebensstan-
dards zu befürchten. Bei den Rentnern
sieh das aber kolossal anders aus: Je-
der Euro, den sie weniger erhalten, müs-
sen sie an anderer Stelle einsparen.
Deshalb lautet die Forderung der Kom-
munisten: Hände weg von den Renten!

Fritz Hamm



für die Bundeswehrzeitschrift „Truppen-
praxis/Wehrausbildung“ Nr. 2/3 1996 nie-
der.

Und bald wurde die brutale Gewalt ein-
geübt. In einer Reportage aus der Infante-
rieschule Hammelburg, aus der später
Foltervideos auftauchten, führte ein Exper-
te aus: „Die Soldaten werden in der
Infanterieschule auf Extremsituationen vor-
bereitet, in denen sie Gewalt ausüben
oder Gewalt erleiden müssen.“ (Rundfunk-
bericht vom 19. 4. 96 im NDR 4)

Die Bundeswehr folgt auch in dieser
Hinsicht dem Vorbild der Nazi-Wehrmacht.
Im Kommissarbefehl vom 6. Juni 1941 -
zwei Wochen vor dem Überfall auf die
UdSSR - hieß es, es sei „eine hasser-
füllte, grausame und unmenschliche Be-
handlung unserer Gefangenen zu erwar-
ten ... In diesem Kampf ist Schonung und
völkerrechtliche Rücksichtnahme diesen
Elementen gegenüber falsch.“

Die neuen Folterfälle, die aus Coes-
feld und Ahlen/Westfalen gemeldet wer-
den, gehen einher mit den üblichen Fra-
gestellungen. Vor allem: Warum hat kei-
nes der Opfer sich beschwert? Eine Ant-
wort geben die Täter, die Folterer: Sie sei-
en „auf ihren Auslandseinsatz auch so
vorbereitet worden.“ Und ein betroffenes
Folteropfer, ein ungenannter Rekrut, fügte
hinzu, man habe ihnen gesagt, „wir soll-
ten doch froh sein, dass wir so eine gute
Grundausbildung bekommen.“ (lt. Kölner
Stadtanzeiger, 27. 11. 04) Die Opfer fühl-
ten sich nicht als Opfer. Sie bissen die
Zähne zusammen. Später beim Auslands-
einsatz kann man es dann ja den „kleinen
bösen Männern“ zeigen und heimzahlen.

Zudem ist die Behauptung falsch, die
Folter an deutschen Rekruten - die Folter
wird in der Bundeswehr- und Medien-
sprache zur „Misshandlung“ - sei unstatt-
haft, denn sie sei nur für Auslandseinsät-
ze zulässig, zu denen die Wehrpflichti-
gen keinen Zugang hätten. Wer sich heu-
te der Wehrpflicht unterwirft, obwohl er
verweigern könnte, der wird wie ein künfti-
ger Berufs- oder Zeitsoldat behandelt, und
er wird entsprechend vorbereitet. Das wis-
sen die Wehrpflichtigen ganz genau, die
zur Bundeswehr gehen, weil sie keine
andere berufliche Perspektive sehen als
die, sich zum Töten und Quälen ausbil-
den zu lassen. Für Hartz IV gibt es nur
jämmerlichen Sold.

Im übrigen stimmt es ja nicht, dass
die Folteropfer geschwiegen haben. In den
Cafés und Kneipen von Coesfeld waren
die Übungen das Stadtgespräch. Gäbe es
in diesem Lande eine halbwegs funktio-
nierende Lokalpresse, wären die „Vorfäl-
le“ längst bekannt. Doch wir haben vor al-

lem Arschkriechermedien, niemand will es
sich mit den kleinen und großen Bossen
und Kommandeuren verderben. Das ist auf
allen Ebenen so.

Die größte Heuchelei ist aber aus dem
Ministerbüro zu hören, und die Medien
plappern es nach: „Klar, konsequent und
kompromisslos hat der Verteidigungsmi-
nister reagiert. Vorbildlich im Inhalt, sol-
datisch in der Wortwahl.“ Derartigen
Schwachsinn schreibt die Frankfurter
Rundschau am 25. 11. 04. Er habe von
allem nichts gewusst, und als er es er-
fuhr, habe er durchgegriffen. Wenn er
nichts gewusst hat - die konkreten Fälle
spielten sich während seiner Krankheit ab
-, dann wirft es auf sein Ministerium ein
bezeichnendes Licht. Ist dort nicht be-
kannt, was in jeder Coesfelder Kneipe
bekannt war? Strucks Stellvertreter, ein
Staatssekretär und Hauptmann a. D.
Walter Kolbow (SPD), wusste offenbar,
wie so oft, von nichts. Er wusste ja auch
nicht, dass in der Bundeswehr entgegen
einem Bundestagsbeschluss noch immer
der Nazibomber von Guernica Werner
Mölders geehrt wird und dass die Bun-
deswehr im Kosovo Todesopfer der anti-
serbischen Märzrevolte verschwiegen hat.
Nach Strucks Rückkehr dauerte es dann
immer noch drei Monate, bis der Minister

Fortsetzung von Seite 1 etwas erfuhr, und er erfuhr es nicht von
seinen Offizieren - jedenfalls hat er es
durch schnelles Handeln nicht erkennen
lassen -, sondern aus dem „Spiegel“. Und
dann reagierte er. Nicht ohne festzustel-
len, dass es sich nicht um „Folter in dem
Sinne, dass von Gefangenen Informatio-
nen erpresst wurden“, handelte. (dpa
22.11.04) Der Minister will uns weisma-
chen, die Bundeswehr im Einsatz quält
nur die eigenen Leute. Wie tröstlich.

Der Verantwortliche für die polizeilichen
Folterpläne von Frankfurt/Main wurde als
stellvertretender Polizeipräsident abge-
setzt und vor Gericht gestellt. Die Verant-
wortlichen für militärische Folterpraxis im
Ministerium, Struck und Kolbow, sind im-
mer noch im Dienst. Sie gehören auf die
Anklagebank. Denn die offiziellen Folter-
konzepte, wie sie 1996 aus Hammelburg
und aus der „Truppenpraxis/Wehraus-
bildung“ bekannt wurden, sie sind tägli-
che Praxis in der Bundeswehr. Und Struck
und Kolbow haben es gewusst und ge-
duldet. Übrigens, der Artikel in der
„Truppenpraxis/Wehrausbildung“ von 1996
hatte die Überschrift „Die neue Herausfor-
derung - Das Wesen künftiger Konflikte“.
Das Wesen künftiger Konflikte ist auch
das Wesen der vergangenen gewesen.

Ulrich Sander

CDU/CSU

Patriotismus ist gut gegen Krise
Frau Merkel und Herr Stoiber rühren eifrig
die Trommel für deutschen Patriotismus.
Wollen sie nur Erbauliches für die deut-
sche Seele anrühren? Die CDU-nahe
„Rheinische Post“ verhehlt nicht die Spe-
kulation auf die Bundestagswahl 2006: Die
CDU-Führung folgt „zuallererst taktischen
und strategischen Überlegungen zur Ge-
winnung und Zementierung eines nutzbrin-
genden Profils im Kampf um die Macht“.
Darum verbindet sie das Pochen auf die
deutsche „Leitkultur“ und „nationale Iden-
tität“ der Deutschen mit einer Forderung
nach „Integration“ von Ausländern, die „un-
nütze“ ausstößt, um Platz für „nützliche“
zu schaffen, ohne dass Deutschland
„überfremdet“ oder „durchrasst“ (Stoiber)
wird. Schily wird´s danken.

Frau Merkel sieht im „Patriotismus“ vor
allem die „Voraussetzung für wirtschaftli-
ches Wachstum“. Leistungskraft und Ge-
meinsinn entwickeln die Deutschen „aus
einem klaren Bekenntnis zur Nation“. Für
Stoiber machen „nationale Identität und
Bindungen ein Volk stabiler und krisenfe-
ster gegen Gefährdungen“. Das scheint
bitter nötig zu sein.

Am 29. 11. vermeldet das „Handels-
blatt“: „Deutsche Konzerne erhöhen Divi-
denden um rund 40 Prozent ... Deutsch-
lands börsennotierte Unternehmen verdie-
nen in diesem Jahr so viel wie noch nie
und geben einen Großteil der Erträge an
ihre Aktionäre weiter ... Geld auf den Tisch,
heißt das Motto.“ Am gleichen Tag stellt
ein anderes Kapitalblatt, die „Financial
Times Deutschland“, dar, wem die Erträ-
ge ihrer Arbeit vorenthalten werden: „Der
Trend geht landesweit zu Nullrunden, ja
teilweise sogar effektiven Lohnkürzungen.“
Der CDU-Wirtschaftsguru Lothar Späth
setze „auf eine rund zehnjährige lohnpoli-
tische Trockenzeit, die von weiteren Ein-
schnitten bei den Sozialtransfers (Hartz
V, VI, ...) begleitet sein müsse“. Aber es
wird schon nicht gefährlich werden für das
Kapital - der CDU-Spitzenpolitiker Ole von
Beust weiß: „Wer sein Land liebt, sei zu
Opfern bereit.“ Für alle Fälle bereitet das
„Arbeitgeberlager“ schon mal gegen
unnationales Klassendenken eine Millio-
nen-teure Propagandakampagne unter
dem Titel „1. FC Deutschland 06“ vor.

Gerd Deumlich



Luxus der Reichen

Nicht Neid – aber Ärger!
Die Armut wächst nicht nur in der fernen
„Dritten Welt“, sondern mit immer größe-
rer Geschwindigkeit auch im „reichen“
Deutschland. Die Erwerbslosen fürchten
sich vor den drohenden Auswirkungen von
Hartz IV. Mehr und mehr Familien müs-
sen jeden Euro zweimal umdrehen, ehe
sie ihn für ihren alltäglichen Lebensunter-
halt ausgeben. Gleichzeitig lebt eine
Gruppe von Menschen wie die „Maden im
Speck“. Das sieht in Wirklichkeit wohl so
aus, wie das die konservative Zeitung „Die
Welt“ am 5. September 2004 beschrieb:

„Wer es sich leisten kann, kauft sich
den Dandy unter den Automobilen, den
Bentley Continental GT, für 159 000 Eu-
ro. Konsequenterweise besteigt er ihn in
einer aus dem Leder von sieben Krokodi-
len in 20 Arbeitsstunden handgefertigten
Fransenjacke von Hermès - für 33.600
Euro. Ist das Luxus?“ Wer so leben wol-
le, „benötigt Erfahrung, ein geschultes
Auge, Geduld und vor allem: Geld.

Wer reisen will wie ein Multimillionär,
kauft sich keinen Samsonite mit Schweiß-
nähten. Er ordert den Necessaire-Koffer
von S. T. Dupont in der Pariser Avenue de
Montaigne und genießt stillschweigend
das handgenähte Krokoleder. Das Innen-
leben besteht aus Chinalack-Flakons für
Düfte, Maniküresets, Haar- und Kleiderbür-
sten, Spiegeln und Schuhaccessoires, die
in 600 Arbeitsstunden handgearbeitet wur-
den. Das Meisterstück kostet 55 000 Euro.“

Welche Leute so im Luxus schwelgen
können, das zeigt beispielsweise die Li-
ste von Vorstandsgehältern in dreißig gro-
ßen Unternehmen. Mit durchschnittlich
mehr als 1,4 Millionen € im Jahr – bei den

Vorstandsvorsitzenden liegt der Betrag
sogar bei 2,4 Millionen € – fängt ein Le-
ben im völligen und nutzlosen Überfluß an.

Solche Einkommensmillionäre zahlen
auch gerne die 2.200 € Aufnahmegebühr
und 750 € Jahresbeitrag für eine Mitglied-
schaft im exklusiven Kreis der Zigarren-

raucher „Havanna Lounge“ des Hotels
„Frankfurter Hof“, wie die „Offenbach Post“
am 14. August 2004 berichtete.

Die in einem „normalen“ Arbeitsver-
hältnis Beschäftigten und Erwerbslosen
sollten auf ein derart verschwenderisches
Leben nicht neidisch sein? Der über-
schwengliche Luxus zeigt nur, wie „kaputt“
die Gesellschaft der Reichen bereits ist.
Denn offenbar sind sie ständig auf der
Suche nach immer teureren Gütern, mit
denen sie sich von anderen Vermögenden
abgrenzen können.

Doch gleichzeitig – und das ist sehr
ärgerlich – fordern dieselben Herrschaften
von den Beschäftigten, sie sollten in Tarif-
runden nicht so hohe Lohnforderungen
stellen, wöchentlich möglichst 40 und
mehr Stunden  arbeiten, auf tarifliche So-
zialleistungen „freiwillig“ verzichten und
ihren Lebensstandard generell einschrän-
ken – damit der „Standort Deutschland“
wieder „wettbewerbsfähig“ werden könne.
Die „Maden im Speck“ haben es gerade
nötig, anderen „Schonkost“ zu verordnen.

Horst Gobrecht



Sind die Lohnstückkosten in Deutschland
höher als anderswo?

Eine Betrachtung der Lohnstückkosten im Vergleich zu 1990 und der einzel-
nen Länder. Mit überraschenden Erkenntnissen.

"Die Lohnstückkosten in Deutschland
sind bis 27 % höher als anderswo!" Mit
solchen und anderen Schlagzeilen wer-
den wir konfrontiert. Damit soll uns ge-
zeigt werden, dass Deutschland zu teu-
er oder anders gesagt – der Lohn zu
hoch ist und wir damit nicht wettbewerbs-
fähig sind.

Aber sind 27% viel oder wenig – das
ist die Frage, die ich mir stelle. Dazu
habe ich nach Daten gesucht, die zei-
gen, wie war es vor 5 oder 10 Jahren.
Denn der jetzige Zustand sagt meist nicht
viel aus. Ein Beispiel ge-
fällig? Ich habe 50.000
EUR – ist das viel oder
wenig. Wenn ich vor 10
Jahren nichts hatte, dann
ist es viel, wenn ich aber
2 Mill. EUR vor 10 Jahren
gehabt hätte, dann ist es
wenig. Genau so verhält
es sich bei der Standort-
debatte bzw. bei den
Lohnstückkosten.

Ich habe im Internet
recherchiert und keine
absoluten Lohnstückko-
sten in EUR oder DM ge-
funden. Gefunden habe
ich Prozentangaben. Ein-
mal wo Deutschland im
Jahr 2003 mit 100% ge-
setzt war und die ande-
ren Staaten damit vergli-
chen wurden (die genann-
ten 27%) und eine weitere
mit Jahreszuwachsraten
ab 1990. Und alle Verglei-
che sagen, dass die letz-
ten Jahre Deutschland ein
unterdurchschnittliches
Wachstum hatte. Das

führte zur Vermutung, dass es früher viel
schlimmer war. Hier das Ergebnis, als
ich beide zusammenführte (siehe Tabel-
le oben):

Ich will nicht behaupten, dass die
Prozentzahlen bis zum Komma stim-
men, aber der Trend kommt immer raus.

Es stimmt im Jahr 2003 war der
maximale Abweichung 27%, im Jahr
1995 immerhin ca. 65% und 1990 ca.
60%. Der Trend sagt aus, das die Dif-
ferenz zu Deutschland immer kleiner
wird. Also keine Beunruhigung notwen-
dig. Oder gab es 1990 eine Standort-
debatte? Und, wie beurteilen Sie jetzt
die Standortfrage in Bezug auf die Lohn-
stückkosten?

Doch das Geschrei hat Methode!
Die Unternehmer und mit Ihnen die
Politiker wollen unseren Lohn senken,
um die Gewinne der Konzerne noch
mehr zu erhöhen. Merkt Euch, wenn
jemand nur das Heute beklagt, fragt
nach dem Trend!

Andreas Bartl

Die Quellen für die Lohnstückkosten
sind: WIFO Monatsberichte 9/2003 aus
Österreich und IW-Trends 3/2004, zu

finden unter www.google.de bei „lohn-
stückkosten vergleich“
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